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§  1 Einführung

I. Die Gestaltungsoption des umwelt- und planungsrechtlichen 
Ombudswesens

„[…] die Möglichkeit der Einführung einer Umweltombudsstelle/eines Umweltbeauftragten 
auf Bundesebene in Deutschland [erscheint] als eine Option, um die Berücksichtigung von 
Umweltaspekten bei staatlichen Entscheidungen […] besser zu kontrollieren. Die genaue Prü-
fung der Möglichkeiten der Verankerung im deutschen Recht übersteigt allerdings den Umfang 
dieses Gutachtens.“1

Diese Ausführungen in einer Studie im Auftrag des Umweltbundesamtes aus 
dem Juli 2017 bilden den Anlass und die inhaltliche Grundlage für den For-
schungsgegenstand der vorliegenden Arbeit. Der in der benannten Studie ledig-
lich angerissene Themenkomplex, ob und in welchem Umfang die dem skandi-
navischen Rechtsraum entstammende Institution des Ombudswesens auch für 
das deutsche Umweltrecht (und damit systematisch eng verknüpft auch für das 
umweltrechtlich determinierte Planungsrecht2) eine potentielle Reformoption 
darstellen kann, soll im Folgenden unter Auswertung der bisherigen rechtshisto-
rischen Literaturdebatte, einer Bewertung des ombudsrechtlichen Status quo des 
deutschen Umwelt- und Planungsrechts sowie unter vergleichender Betrachtung 
international vorhandener Ausprägungen umwelt- und planungsrechtlicher Om-
budskonzepte einer umfassenden Analyse unterzogen werden.
In diese Auseinandersetzung wird auch miteinfließen, dass dem Ombudswe-

sen als institutioneller Gestaltungsoption des deutschen Gesetzgebers insgesamt 
ein erhebliches rechtspolitisch-innovatives Potential zugesprochen werden kann. 
Denn vor dem Hintergrund der umfassenden internationalen Ausbreitung des 
Ombudskonzepts wirft das im deutschen Institutionengefüge bislang zu konsta-

1  Köck/Bovet/Fischer u. a., Das Instrument der Bedarfsplanung, Abschlussbericht, Juli 
2017, S.  176.

2  Zu den inhaltlichen Verknüpfungen von Umwelt- und Planungsrecht: Schlacke, Umwelt-
recht, 7.  Aufl., 2019, §  5 Rn.  3 ff.; Kahl/Gärditz, Umweltrecht, 11.  Aufl., 2019, §  4 Rn.  50 ff.; 
Kloepfer, Umweltrecht, 4.  Aufl., 2016, §  11 und Gärditz, EurUP 2016, 290 ff.
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tierende Schattendasein der Ombudskontrolle mittlerweile durchaus sachliche 
Rechtfertigungsprobleme auf.3

Legt man aber die zu Beginn zitierten Erwägungen aus einer Studie im Auf-
trag des Umweltbundesamtes zu Grunde, besteht möglicherweise gerade im Be-
reich des Umwelt- und Planungsrechts ein relevanter Umsetzungsbedarf für die 
Implementierung ergänzender Ombudskontrolle. Zumindest vor dem Hinter-
grund der spezifischen Erfordernisse dieses Rechtsgebiets könnte daher eine 
weitergehende Durchbrechung der ombudsrechtlichen Außenseiterrolle Deutsch-
lands angezeigt sein.
Ob diese Hypothese in der Sache tatsächlich zutrifft und darauf aufbauend, 

welche konkreten Integrationsmöglichkeiten für eine Ombudskontrolle im deut-
schen Umwelt- und Planungsrecht bestünden, wird als maßgebliche Forschungs-
frage dieser Arbeit im Folgenden eingehend analysiert und bewertet werden.

II. Erkenntnisziele und Gang der Untersuchung

Die Auseinandersetzung mit der Gestaltungsoption eines umwelt- und planungs-
rechtlichen Ombudswesens soll dabei insbesondere zur Klärung folgender kon-
kreter Fragestellungen und Themenkreise beitragen:
Zuvorderst ist als Grundlage für die weitere Untersuchung die Systematisie-

rung des ombudsrechtlichen Institutionenmodells im generellen Sinne – also 
ohne Berücksichtigung eines spezifisch umwelt- und planungsrechtlichen Be-
zugs – angezeigt (dazu der Erste Teil der Bearbeitung). Hierbei sollen insbeson-
dere die folgenden Fragestellungen einer Klärung zugeführt werden:
–	 Auf welchen historischen Grundlagen baut die Institution des Ombudswesens 
auf?

–	 Welche institutionelle Relevanz kommt dem Ombudswesen unter Berücksich-
tigung einer internationalen Perspektive zu und welche Relevanz kann ihm im 
Institutionengefüge Deutschlands zugewiesen werden?

–	 Wie lässt sich das Ombudswesen in begrifflicher Hinsicht systematisieren und 
welche Definitionsansätze werden in diesem Zusammenhang vertreten?

–	 Bedarf es definitorischer Abgrenzungen zu ähnlichen Institutionen?
–	 Welche Funktionszuweisungen werden als originäre Tätigkeitsfelder des Om-
budswesens angesehen?

Aufbauend auf diesen grundlegenden Erwägungen soll das ombudsrechtliche In-
stitutionenmodell sodann speziell unter dem Blickwinkel des Umwelt- und Pla-

3  Zur generellen Rolle des Ombudswesens in der Bundesrepublik Deutschland noch später 
im Detail unter §  3 II.
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nungsrechts betrachtet werden. Zu diesem Zweck erfolgt zunächst eine Auswer-
tung der einschlägigen Literaturdebatte über das Konzept der Integration om-
budsrechtlicher Kontrollelemente in den umwelt- und planungsrechtlichen 
Gesetzesvollzug (dazu der Zweite Teil der Bearbeitung). Hierbei stehen insbe-
sondere die folgenden Erkenntnisziele im Vordergrund:
–	 Wie und in welchem rechtshistorischen Kontext hat sich die Literatur bereits 
mit dem Konzept eines umwelt- und planungsrechtlichen Ombudswesens aus-
einandergesetzt?

–	 Können verbindende Elemente in der bisherigen Diskussion festgestellt wer-
den?

–	 Lässt sich auf Grundlage der Literaturauswertung ein vereinheitlichungsfähi-
ges Grundkonzept des umwelt- und planungsrechtlichen Ombudswesens aus-
machen, welches den hergebrachten Stand der Literaturdebatte zusammenfas-
send aufzeigt?

Der Auswertung der Literaturquellen schließt sich sodann eine Analyse derzeit 
bereits vorhandener Ansatzpunkte des Ombudswesens im deutschen Umwelt- 
und Planungsrecht an (dazu der Dritte Teil der Bearbeitung). Hierbei werden 
insbesondere die folgenden Fragestellungen zu klären sein:
–	 Welche Institutionen, die zumindest eine gewisse Ombudsähnlichkeit aufwei-
sen oder aber möglicherweise sogar als tatsächliche Ausprägung des ombuds-
rechtlichen Institutionenmodells eingestuft werden können, sind im gegen-
wärtigen umwelt- und planungsrechtlichen Institutionengefüge bereits exis-
tent?

–	 Auf welche Weise können diese Institutionen in die üblichen Begriffskatego-
rien des Ombudswesens eingeordnet werden?

–	 Wurde das Konzept der Integration ombudsrechtlicher Elemente in das deut-
sche Umwelt- und Planungsrecht bereits ausdrücklich im Kontext formeller 
Gesetzgebungsprozesse thematisiert und wenn ja, auf welche Weise hat der 
Gesetzgeber zu einem solchen Reformkonzept bereits Stellung genommen?

Der Betrachtung des nationalen Status quo nachfolgend werden sodann die Aus-
prägungen des Ombudswesens in ausländischen Umwelt- und Planungsrechts-
ordnungen näher zu untersuchen sein (dazu der Vierte Teil der Bearbeitung). In 
diesem Zusammenhang sind vorrangig die folgenden Fragestellungen zu thema-
tisieren:
–	 Welcher Stellenwert kommt dem umwelt- und planungsrechtlichen Ombuds-
wesen als institutioneller Option im Ausland zu?

–	 Welche konkreten Ausprägungsformen sind feststellbar?
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–	 Welche Aufgaben und Befugnisse werden Ombudsinstitutionen in ausländi-
schen Umwelt- und Planungsrechtsordnungen zugewiesen und wie sind diese 
in gesetzessystematischer Hinsicht kodifiziert?

–	 Wie können die vorhandenen ausländischen Institutionen in die üblichen Be-
griffskategorien des Ombudswesens eingeordnet werden?

Sodann schließt sich ein Bearbeitungsteil an, welcher sich mit den konkreten 
Fragestellungen und rechtlichen Implikationen einer potentiellen Integration 
ombudsrechtlicher Kontrollelemente in das deutsche Umwelt- und Planungs-
recht auseinandersetzt. Zu diesem Zweck wird zunächst das hergebrachte Kon-
zept des umwelt- und planungsrechtlichen Ombudswesens im Hinblick auf etwa-
ige Aktualisierungs- und Neuverortungserfordernisse kritisch analysiert. Sodann 
erfolgt eine analysierende Bewertung des potentiellen Umsetzungsbedarfs sowie 
eine Darstellung der hierbei zu berücksichtigenden normativen Rahmenbedin-
gungen (dazu der Fünfte Teil der Bearbeitung). Von Relevanz sind dabei insbe-
sondere die folgenden Punkte:
–	 Erfordert die hergebrachte Konzeptionierung des umwelt- und planungsrecht-
lichen Ombudswesens – basierend auf dem bisherigen Literaturstand – mögli-
cherweise eine teilweise Neuverortung und Aktualisierung?

–	 Welche Aspekte sprechen für und welche Aspekte gegen einen Ombudsbedarf 
im deutschen Umwelt- und Planungsrecht?

–	 Welche rechtlichen Rahmenbedingungen wären bei einer etwaigen Umset-
zung eines derartigen Ombudskonzepts zu berücksichtigen und welche Impli-
kationen ergeben sich für eine umwelt- und planungsrechtliche Ombudskon- 
trolle aus den übergeordneten Ebenen des Völker-, Europa- und Verfassungs-
rechts?

Es folgt sodann der letzte inhaltliche Teil der Arbeit, in welchem rekapitulierend 
und unter Berücksichtigung der bisherigen Untersuchungsergebnisse konkrete 
Umsetzungsvorschläge für ein umwelt- und planungsrechtliches Ombudswesen 
sowie der Entwurf eines Gesetzesvorschlages erarbeitet werden (dazu der Sechs-
te Teil der Bearbeitung). Hierbei sind insbesondere die folgenden Aspekte erör-
terungsrelevant:
–	 Welche institutionelle Grundkonzeption und welche gesetzessystematische 
Ausgestaltung bieten sich für die Implementierung einer Ombudskontrolle im 
deutschen Umwelt- und Planungsrecht an?

–	 Mit welchen Befugnissen und Aufgabenzuweisungen könnte eine umwelt- 
und planungsrechtliche Ombudsinstitution legislativ ausgestaltet werden?

–	 Welche Rückschlüsse für eine mögliche Umsetzung lassen sich aus der bishe-
rigen Literaturdebatte, aus den bereits vorhandenen ombudsähnlichen Institu-
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tionen im deutschen Umwelt- und Planungsrecht, aus den wenigen tatsächlich 
institutionalisierten Ombudsstellen im öffentlich-rechtlichen Institutionenge-
füge Deutschlands sowie insbesondere auch aus den umwelt- und planungs-
rechtlichen Ombudsausprägungen im Ausland ziehen?

–	 Wie könnte eine konkrete legislative Umsetzung, auf deren Grundlage ein um-
welt- und planungsrechtliches Ombudswesen in Deutschland zu institutionali-
sieren wäre, gesetzestechnisch ausformuliert werden?

Die Untersuchung endet mit einer thesenartigen Zusammenfassung der Untersu-
chungsergebnisse und einem abschließenden, die Untersuchungsergebnisse die-
ser Arbeit würdigenden Resümee (dazu der Siebte Teil der Bearbeitung).





Erster Teil

Das Ombudswesen als Institution  
der Verwaltungskontrolle

Der erste Teil der Untersuchung setzt sich mit dem Ombudswesen als allgemei-
nem – und somit nicht spezifisch umwelt- und planungsrechtlichem – Institutio-
nenmodell auseinander, um im Sinne eines vorangestellten Überblicks ein nähe-
res Verständnis für diese alternative Form institutionalisierter Verwaltungskon- 
trolle zu ermöglichen.
Hierzu wird zunächst ein Blick auf die historischen Grundlagen des Ombuds-

wesens geworfen (dazu §  2), um sodann dessen institutionelle Relevanz anhand 
der internationalen Verbreitung, aber auch anhand der gegenwärtigen Rolle und 
Ausprägung des Ombudswesens in der Bundesrepublik Deutschland näher zu 
erörtern (dazu §  3). Im Anschluss werden die unterschiedlichen Ausprägungen 
des Ombudswesens einer begrifflichen Systematisierung zugeführt (dazu §  4). 
Der Abschnitt endet mit einem Überblick über den potentiellen Mehrwert und die 
wesentlichen Funktionen ombudsrechtlicher Verwaltungskontrolle (dazu §  5).

§  2 Historischer Überblick

Die deutsche Begrifflichkeit des Ombudswesens1 entstammt dem schwedischen 
Wort des „Ombudsman“, welches sich wiederum von den altnordischen Begrif-
fen des „umboð“, das mit Auftrag oder aber auch Vollmacht übersetzt werden 
kann, und des „Umboðsmaðr“, welches mit Beauftragter oder Bevollmächtigter 
übersetzt werden kann, ableitet.2

1  In dieser Arbeit wird als geschlechtsneutraler Oberbegriff der Begriff des Ombudswesens 
verwendet. Sofern konkret einzelne Institutionen bezeichnet werden, wird der Begriff der Om-
budsstelle benutzt. Als weitere geschlechtsneutrale Begriffe werden in der Literatur zudem 
„Ombudsperson“ oder „Ombudsleute“ vorgeschlagen, vgl. die Ausarbeitung der Wissenschaft-
lichen Dienste des Bundestages vom 27. Juni 2013, WD 9 – 3000 – 052/13, S.  4; Kucsko-Stadl- 
mayer, Europäische Ombudsman-Institutionen, 2008, S.  7; Kruse, Der öffentlich-rechtliche 
Beauftragte, 2007, S.  169 (Fn.  857).

2  Baetke, Wörterbuch zur altnordischen Prosaliteratur, 2008, S.  674, vgl. auch die Überset-
zungen der aus der altnordischen Sprache entstammenden und daher gleichlautenden isländi-
schen Begrifflichkeiten im Langenscheidt Universal-Wörterbuch Isländisch, 2009, S.  204; 
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Die begrifflichen Ableitungen deuten somit bereits auf die skandinavisch ge-
prägte Genese des Ombudswesens hin. Die originäre Ursprungskonzeption om-
budsrechtlicher Kontrolle geht jedoch über den skandinavischen Sprachraum hin-
aus. Erste Ansätze einer ombudsähnlichen Kontrolle staatlichen Handelns lassen 
sich bereits in der Antike feststellen. In diesem Zusammenhang wird beispiels-
weise auf das Beauftragtensystem im antiken Griechenland oder auf bestimmte 
Aufsichtsorgane im Römischen Reich als historische Vorläufer der skandinavi-
schen Ombudsinstitutionen hingewiesen.3 Teilweise wird zudem vertreten, dass 
das Konzept des Ombudswesens bereits dem islamischen Recht entstamme.4

Für die heutige Ausgestaltung des Ombudswesens als alternative Form der 
Verwaltungskontrolle sind aber vorrangig öffentlich-rechtliche Kontrollorgane 
in den skandinavischen Ländern wesensprägend gewesen.5 Die früheste Ausprä-
gung dieses skandinavischen Ombudswesens stellt der 1809 in Schweden einge-
führte Justizombudsmann (riskens ständers Justitieombudsman) dar, welcher als 
unparteiische Institution der allgemeinen Verwaltungskontrolle eigeninitiativ 
oder aber auf Grund von Individualbeschwerden tätig werden konnte und der 
neben umfassender Untersuchungsbefugnisse auch die Möglichkeit zur Ankla-
geerhebung besaß.6 Aufbauend auf diesem schwedischen Vorbild entstanden so-
dann 1919 in Finnland (Eduskunnan Oikeusasiamies), 1953 in Dänemark (Fol-
ketingets Ombudsmand) sowie 1962 in Norwegen (Stortingets Ombudsmann for 
Forvaltingen) weitere Ombudsinstitutionen, wobei die beiden letzteren Ombuds-
varianten in Dänemark und Norwegen das schwedische Ursprungsmodell inso-
weit abwandelten, als dass diesen Ombudsstellen keine eigenen Anklagebefug-
nisse, sondern lediglich weichere Befugnisse wie Empfehlungs- und Feststel-
lungsrechte zustanden.7 Basierend auf diesen ursprünglichen Ausprägungen des 

weitere begriffliche Erläuterung finden sich zudem bei Köck/Bovet/Fischer u. a., Das Instru-
ment der Bedarfsplanung, Abschlussbericht, Juli 2017, S.  173 und bei Sperr, in: Basedow/
Hopt/Zimmermann [Hrsg.], Handwörterbuch des Europäischen Privatrechts, Band II, 2009, 
S.  1121.

3  Siehe zu den antiken Ursprüngen des Ombudswesens Haas, Der Ombudsmann als Insti-
tution des Europäischen Verwaltungsrechts, 2012, S.  30; Pickl, in: FS Schwind, 1993, S.  193 
(197); Matthes, Der Bürgerbeauftragte, 1981, S.  23 ff.; Hansen, Die Institution des Ombuds-
man, 1972, S.  5 ff.

4  Siehe etwa Södermann, in: Korosec [Hrsg.], Die Arbeit der Volksanwaltschaft, 2001, 
S.  145; Pickl, in: FS Schwind, 1993, S.  193 (196 f.).

5  Herzberg/Debus, ThürVBl.  2015, 77; Haas, Der Ombudsmann als Institution des Europä-
ischen Verwaltungsrechts, 2012, S.  34; siehe auch Weber, Europäische Verfassungsverglei-
chung, 2010, 9. Kap., Rn.  201 f. und Sperr, in: Basedow/Hopt/Zimmermann [Hrsg.], Handwör-
terbuch des Europäischen Privatrechts, Band II, 2009, S.  1121 (1122 f.).

6  Siehe zu diesem schwedischen Grundmodell des Ombudswesens die Erläuterungen bei 
Hahn, AöR 87 (1962), 389.

7  Ausführlich zu der Historie und Entwicklung des skandinavischen Ombudswesens: Haas, 
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skandinavischen Rechtsraumes entwickelte sich das Ombudswesen sodann im 
weiteren Verlauf des 20. Jahrhunderts zu einem sich weltweit verbreitenden in- 
stitutionellen Phänomen.8

§  3 Institutionelle Relevanz

Auf internationaler Ebene ist der Stellenwert des Ombudswesens als eigenstän-
dige Verwaltungskontrollinstitution unbestritten. Die vom skandinavischen 
Rechtsraum ausgehende internationale Ausbreitung erfolgte teilweise so rasch, 
dass diese Entwicklung von Teilen der Literatur pointiert als sog. „ombudsma-
nia“ bezeichnet worden ist.9 In Teilen des europäischen Rechtsraums wird das 
Ombudswesen mittlerweile als die wichtigste Alternative zum gerichtlichen 
Rechtsschutz angesehen.10 Im Folgenden soll zum Zwecke der weiteren Einord-
nung des Ombudswesens zunächst dessen internationale Verbreitung näher 
beleuchtet werden (dazu I.), um sodann einen Blick auf den Stellenwert des Om-
budswesens speziell auf nationaler Ebene zu werfen und die institutionelle (Son-
der-)Rolle des Ombudswesens in der Bundesrepublik Deutschland zu thema
tisieren (dazu II.).

I. Internationale Perspektive

Aufbauend auf den skandinavischen Vorbildinstitutionen kam es ab den 60er 
Jahren des 20. Jahrhunderts zu einer weltweiten Ausbreitung der Ombudsidee. 
Diese Ausbreitung ging zunächst von den Ländern des Commonwealth (z. B. 
Neuseeland 1962 und Tansania 1966) aus, führte sodann über die westeuropäi-
schen Länder (z. B. Vereinigtes Königreich 1967, Frankreich 1973 und Öster-

Der Ombudsmann als Institution des Europäischen Verwaltungsrechts, 2012, S.  34 ff.; Matthes, 
Der Bürgerbeauftragte, 1980, S.  32 ff.; Hansen, Die Institution des Ombudsman, 1972, S.  11 ff.; 
Wild, Der Ombudsman in Deutschland, 1970, S.  13 ff.; sowie mit kurzen aber prägnanten Aus-
führungen Herzberg/Debus, ThürVBl.  2015, 77 ff.; Bauer, in: Merten/Papier [Hrsg.], Hand-
buch der Grundrechte, Band V, 2013, §  117 Rn.  12; Kruse, Der öffentlich-rechtlich Beauftragte, 
2007, S.  180 f.; Reif, The Ombudsman, Good Governance and The International Human Rights 
System, 2004, S.  4 ff.

8  Dazu im Detail nachfolgend unter §  3 I.
9  Dieser der englischsprachigen Diskussion entstammende Begriff wurde von Donald C. 

Rowat geprägt, vgl. Ascher, Public Administration Review, 1967, Vol.  27, No. 2, 174; zur Be-
griffsverwendung in der deutschen Literatur siehe z. B. Bauer, in: Dreier [Hrsg.], GG, Band II, 
3.  Aufl., 2015, Art.  45c Rn.  11.

10  So Kayser, in: von Bogdandy/Cassese/Huber [Hrsg.], Handbuch Ius Publicum Europae-
um, Band V, 2014, §  91 Rn.  26.
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reich 1977) und über Nordamerika (ab Ende der 70er Jahre in mehreren Bundes-
staaten der USA und Kanada) bis zur sogenannten „Zweiten Welle“11 Anfang der 
90er Jahre in den osteuropäischen Ländern und in vielen Ländern Südamerikas, 
Afrikas und Asiens.12

Konkrete Anhaltspunkte für die internationale Verbreitung des Ombudswe-
sens können dem regelmäßig erscheinenden Annual Report des International 
Ombudsman Institutes (IOI)13 entnommen werden, welcher im derzeitigen Ver-
öffentlichungsstand 245 einzelne Ombudsinstitutionen auflistet, die sich auf über 
106 verschiedene Länder aufteilen.14 Auf europäischer Ebene sind in 25 von 27 
Mitgliedstaaten Ombudsinstitutionen auf nationaler Ebene vorhanden. Als Aus-
nahmen innerhalb der EU verbleiben Deutschland und Italien.15

Als weiterer Aspekt der internationalen Verbreitung des Ombudswesens ist 
zudem auf die Institution des Europäischen Bürgerbeauftragten nach Art.  228 
AEUV hinzuweisen. Auch diese unionale Ombudsinstitution basiert in ihrer Ge-
nese auf den ursprünglichen Ombudsinstitutionen des skandinavischen Rechts-
raums.16

II. Die Rolle des Ombudswesens in Deutschland

In Deutschland hat die Institution des Ombudswesens dagegen bislang einen nur 
vergleichsweise geringen Zuspruch gefunden. Das Konzept der Einführung bun-

11  Haas, Der Ombudsmann als Institution des Europäischen Verwaltungsrechts, 2012, 
S.  82.

12  Ausführliche und detaillierte Darstellungen der Entwicklung des Ombudswesens im Ver-
lauf des 20. Jahrhunderts finden sich bei Haas, Der Ombudsmann als Institution des Europäi-
schen Verwaltungsrechts, 2012, S.  80 ff.; Reif, The Ombudsman, Good Governance and The 
International Human Rights System, 2004, S.  125 ff.; Matthes, Der Bürgerbeauftragte, 1980, 
S.  32 ff.; Hansen, Die Institution des Ombudsman, 1972, S.  11 ff.; sowie mit Fokus auf die eu-
ropäischen Ombuds-Institutionen Haas, Der Ombudsmann als Institution des Europäischen 
Verwaltungsrechts, 2012, S.  125 ff.; vgl. zudem auch umfassend und mit einzelnen Länderbei-
trägen Kucsko-Stadlmayer, Europäische Ombudsmann-Institutionen, 2008, S.  73 ff.

13  Das International Ombudsman Institute ist eine internationale Nichtregierungsorganisati-
on, deren Zweck die Kooperation, die Fortbildung aber auch die wissenschaftliche Auseinan-
dersetzung zwischen den einzelnen ombudsrechtlichen Mitgliedsinstitutionen ist.

14  International Ombudsman Institute (IOI), Annual Report 2018/2019, S.  9.
15  Bauer, DÖV 2017, 789 (790); vgl. zudem auch Haas, Der Ombudsmann als Institution 

des Europäischen Verwaltungsrechts, 2012, S.  84 und Kucsko-Stadlmayer, Europäische Om-
budsman-Institutionen, 2008, S.  2 (beide letzteren Belegstellen jedoch jeweils noch mit der 
Datenlage vor dem EU-Beitritt Kroatiens am 1. Juli 2013). Ergänzend zudem Weber, Europäi-
sche Verfassungsvergleichung, 2010, 9. Kap., Rn.  205 ff. unter Darstellung einzelner Ombuds-
institutionen des europäischen Rechtsraumes.

16  Siehe etwa Schlacke, Überindividueller Rechtsschutz, 2009, S.  373 und Strempel, DÖV 
1996, 241 ff.
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